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etwa 850 M. Der Erstattungsbetrag von 3 910 M ist im Ver­
hältnis zu seiner wirtschaftlichen Lage nicht außergewöhn­
lich hoch. Auch die Aufnahme eines Darlehens zur baldigen 
Erfüllung seiner Erstattungsverpflichtung wäre ihm bei 
diesen Umständen zuzumuten gewesen. Wäre es im Fall 
gerichtlicher Vollstreckungsmaßnahmen erforderlich gewor­
den, das Arbeitseinkommen des Verklagten zu pfänden, 
wäre es möglich gewesen, der Gläubigerin höhere Beträge 
als 200 M monatlich zu überweisen (§§ 102, 107 Abs. 2 ZPO). 
Es wäre auch möglich gewesen, die Vollstreckung durch die 
Pfändung von Sachen zu verwirklichen (§§ 118 ff. ZPO). Die 
Entscheidung des Bezirksgerichts über die Höhe der Raten­
zahlung bedeutet also für den Verklagten eine nicht ge' 
rechtfertigte Besserstellung.

§ 163 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO.

Bei der Entscheidung über den Antrag auf Wiederauf­
nahme des Verfahrens hat das Gericht — ausgehend von 
den im abgeschlossenen Verfahren abgegebenen Erklärun­
gen der Prozeßparteien und dem Beweisergebnis — sich mit 
den im Antrag vorgebrachten Tatsachen oder Beweismit­
teln, die für eine Wiederaufnahme des Verfahrens von 
Bedeutung sein können, eingehend auseinanderzusetzen 
(hier: Auszug der Eigentümerin nach rechtskräftigem Ab­
schluß der ehelichen Vermögensauseinandersetzung über 
ein Wohngrundstück).

OG, Urteil vom 21. August 1979 - 3 OFK 32/79.

Das Kreisgericht hat im Vermögensverteilungsverfahren 
der Verklagten das Alleineigentum am gemeinschaftlichen 
Grundstück übertragen.

Die vom Kläger gegen dieses*Urteil eingelegte Berufung 
hat das Bezirksgericht als offensichtlich unbegründet abge­
wiesen. Auch der Hinweis des Klägers, der Ehemann der 
Verklagten wolle nicht im Grundstück leben und habe sich 
bereits als Wohnungssuchender gemeldet, sei unbeachtlich. 
Es könne keiner Prozeßpartei verwehrt sein, sich Vorsorg­
lich um Wohnraum zu bemühen, solange die Rechtsverhält­
nisse ungeklärt seien.

Auch die beim Bezirksgericht erhobene Klage auf Wie­
deraufnahme des Verfahrens wurde als offensichtlich 
unbegründet abgewiesen.

Gegen beide Beschlüsse des Bezirksgerichts richtet sich 
der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht hat bei seiner Entscheidung über die 
Berufung nicht beachtet, daß im Verfahren vor dem Kreis­
gericht verschiedene, für die Entscheidung wesentliche Um­
stände nicht ausreichend aufgeklärt wurden. Unklar blieb 
u. a., ob
— das Grundstück in Anerkennung der Leistungen des 

Klägers oder im Hinblick auf eine langwährende Kredit­
verpflichtung in gemeinschaftliches Eigentum übertra­
gen wurde,

— wesentliche Unterschiede hinsichtlich der Beteiligung 
der Prozeßparteien am Um- und Ausbau des Grund­
stücks bestanden,

— die Verklagte das Grundstück zum Wohnen nutzen 
wollte,

— die Größe und Beschaffenheit des Grundstücks ein stän­
diges unbeeinträchtigtes Zusammenleben der geschiede­
nen Prozeßparteien und ihrer Familienmitglieder zuläßt,

— die Tochter der Verklagten mit ihrem Kind im Grund­
stück wohnt.
Bei dieser Sachlage fehlten die Voraussetzungen, um die 

Berufung gemäß § 157 Abs. 3 ZPO durch Beschluß ohne 
mündliche Verhandlung als offensichtlich unbegründet 
abzuweisen. Es wäre vielmehr im Rechtsmittelverfahren 
erforderlich gewesen, den Sachverhalt — u. a. durch eine 
Ortsbesichtigung — weiter zu klären.

Auch die Arbeit des Bezirksgerichts im Wiederaufnah­
meverfahren ist zu beanstanden.

Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist gemäß § 163 
Abs. 1 Ziff. 1 ZPO zulässig, wenn Tatsachen oder Beweis­
mittel bekannt werden, die dem Gericht und dem Kläger 
des Wiederaufnahmeverfahrens zur Zeit der Entscheidung 
nicht bekannt waren und deren Kenntnis zu einer anderen 
Entscheidung hätte führen können. Bei der Entscheidung 
über den Wiederaufnahmeantrag des Klägers war — aus­
gehend von den Erklärungen der Prozeßparteien und dem 
Beweisergebenis des Verfahrens vor dem Kreisgericht — 
nicht bekannt, ob die Verklagte
— aus dem Grundstück ausgezogen ist und ihr Wohnrecht 

dort aufgegeben hat,
— mit ihrem jetzigen Ehemann und dem Kind in einen 

anderen Ort gezogen ist und das Kind umgeschult hat 
und

— den Ausbau des Grundstücks nicht fortsetzt und ihre 
Pflichten als Eigentümer nicht erfüllt.
Entgegen der Auffassung des Bezirksgerichts kann es 

sich hierbei um Tatsachen handeln, die nach rechtskräfti­
gem Abschluß der Vermögensauseinandersetzung über das 
Grundstück bekannt geworden sind und bei objektiver 
Betrachtung geeignet sein können, eine andere Entschei­
dung zu begründen. Auch die Wiederaufnahmeklage war 
deshalb nicht offensichtlich unbegründet und hätte daher 
nicht durch Beschluß abgewiesen werden dürfen.

Dem schlüssigen Vortrag des Klägers hätte vielmehr in 
mündlicher Verhandlung nachgegangen werden müssen. 
Hätte sich sein Vorbringen als zutreffend herausgestellt, 
wäre es in Verbindung mit weiteren Umständen, die für 
die Übertragung des Alleineigentums am Grundstück auf 
ihn sprechen, möglicherweise geeignet gewesen, anders als 
geschehen zu befinden.

Durch die Kassation ist das Wiederaufnahmeverfahren 
gegenstandslos geworden. Der Kläger hat nunmehr Gele­
genheit, seinen diesbezüglichen Vortrag im Berufungsver­
fahren zu unterbreiten (§ 154 Abs. 2 ZPO).

§ 18 Abs. 4 FGB.

Hat ein eventuell unterhaltsberechtigter Ehegatte bereits 
vor Erhebung der Scheidungsklage die eheliche Gemein­
schaft aufgegeben, um mit einem neuen Partner zusam­
menzuleben, und mit der Trennung gegen die durch die 
Ehe begründeten Pflichten in erheblicher Weise versto­
ßen, ist ein Unterhaltsanspruch auszuschließen.

BG Magdeburg, Beschluß vom 18. September 1979 — BFR 
276/79.

Das Kreisgericht hat den Verklagten im Wege der einst­
weiligen Anordnung verpflichtet, für die Klägerin bis zur 
Rechtskraft der Ehescheidung einen monatlichen Unter­
haltsbetrag von 80 M zu zahlen.

Die Beschwerde des Verklagten gegen diesen Beschluß 
hatte Erfolg.
Aus der Begründunff:
Die Ehe der Prozeßparteien wurde geschieden. Im Ergeb­
nis der Beweisaufnahme hat das Kreisgericht zutreffend 
festgestellt, daß die Ehe durch das Verhalten beider Pro­
zeßparteien zerrüttet wurde. Sie haben beide bereits vor 
Einreichung der Klage die eheliche Gemeinschaft aufgege­
ben und leben seitdem mit neuen Partnern zusammen. 
Mit dieser Trennung haben sie in erheblicher Weise ge­
gen die durch die Ehe begründeten Pflichten verstoßen, so 
daß ein Unterhaltsanspruch gemäß § 18 Abs. 4 FGB aus­
zuschließen ist.

Auch die Einwände der Klägerin, daß sie vom Ver­
klagten aufgefordert worden sei, die gemeinsame Arbeit 
und die Wohnung aufzugeben, sowie die Tatsache, daß 
auch er Beziehungen zu einer anderen Frau unterhält, än­
dern nichts daran, daß ihr ehewidriges Verhalten eine 
schwere Pflichtverletzung ist. Es wäre ihr durchaus mög­
lich gewesen, die Aufforderungen des Verklagten nicht zu 
befolgen. Sie hat jedoch — ebenso wie der Verklagte —


